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des Berufsbeamtentums abzusprechen. 45 Die Frage, ob die 
Grundrechte oder das Sozialstaatsprinzip die Einrichtung einer 
Personalvertretung gebieten, wurde vom Bundesverfassungs-
gericht jedenfalls bisher offen gelassen und das höchste deut-
sche Gericht hat bisher zur Einrichtung von Personalvertretun-
gen keine Linie in Richtung des Art. 33 Abs. 5 GG erkennen 
lassen. 46

Ein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot (Art. 33 GG) 
ist nicht erkennbar, weil dieses Gebot durch das Leistungs-
prinzip des Art. 33 Abs. 2 GG bereits selbst konkretisiert 
wird. 47

IV. Fazit

Das Leistungsprinzip gilt auch nach der Entscheidung des 
VGH Hessen 48 absolut und kann nicht – wie etwa vom OVG 
NRW 49 geschehen – eingeschränkt werden. Wählt man die-
sen hier vertretenen Weg über eine dienstliche Erprobung 

von freigestellten Beamten als Voraussetzung für eine Aus-
wahl ent schei dung, so wird man aber auch folgern müssen, 
dass der Dienst herr dem Beamten bei dessen Freistellung 
schon aus Fürsorgegründen immer dann eine Bewährungs-
chance in der Praxis einräumen muss, wenn nach seiner Auf-
fassung eine fiktive Beurteilung bzw. Laufbahnnachzeich-
nung nicht mehr möglich oder aber nicht mehr aussagekräftig 
ist.
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Die Rechtsprechung im Beamtenverfassungsrecht hat die Fra-
ge, inwiefern das Tragen religiös konnotierter Bekleidung im 
Justizdienst Beschränkungen unterworfen werden kann, weit-
gehend dem parlamentarischen Gesetzgeber überantwortet, 
der bei begründeten Konflikten funktionsspezifische Regelun-
gen erlassen kann. Die Landesgesetzgeber haben teilweise be-
reits freiheitsbeschränkende Regelungen für ihre Bediensteten 
geschaffen. Der Bundesgesetzgeber ist zudem im allgemeinen 
Beamtenrecht mit den §§ 61 Abs. 2 BBG, 34 Abs. 2 BeamtStG 
regelnd tätig geworden, die das äußere Erscheinungsbild von 
Beamtinnen und Beamten adressieren und im Übrigen auch für 
das richterliche Justizpersonal gelten (§§ 46, 71 DRiG). Was 
scheinbar neutral formuliert ist, trifft in den praktischen An-
wendungsfällen fast ausschließlich Musliminnen, die aus reli-
giösen Gründen auch im Dienst ein Kopftuch tragen wollen. 
Als konfliktreich hat sich gerade der Justizbereich erwiesen, 
zumal hier nicht nur der Zugang zu Justizberufen, sondern be-
reits die Ausbildung von Referendarinnen beeinträchtigt wird. 
Nun ist erstmals eine Eilentscheidung ergangen, in der es um 
die Anwendung des neuen Justizneutralitätsgesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen auf eine Referendarin geht. Der an-
liegende Beitrag ordnet die Entscheidung bewertend in die re-
gulativen Kontexte ein.

I. Hintergrund

Die Regulierung des Erscheinungsbildes im öffentlichen Dienst 
hat eine durchaus lange Tradition. Zum Politikum wurde es je-
doch erst, seitdem gesellschaftliche Pluralität langsam, zaghaft 

und mit Verzögerung auch in Verwaltung und Justiz sichtbarer 
wird. 1 Die Orientierungssuche des  BVerfG begann mit mus-
limischen Lehrerinnen im Schuldienst. Der für das Beamten-
recht zuständige Erste Senat traf 2003 und damit schon vor 20 
Jahren eine Entscheidung, die einerseits die Neutralität des 
Staates in religiösen Fragen betonte, andererseits aber die darin 
liegenden Konflikte vor allem demokratischer Gestaltung über-
antworten wollte und insoweit dem Vorbehalt des Gesetzes un-
terstellte. 2 Soll ein säkularer, die Religionsfreiheit achtender 
demokratischer Rechtsstaat Heimstatt aller Bürgerinnen und 
Bürger sein, 3 was im Übrigen auch die Rechtsprechung des 
EGMR voraussetzt, 4 muss er sich im Ausgangspunkt 5 welt-
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